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Umschau

Franzosen demonstrierten mit Erfolg
gegen neues Schulgesetz — Regierung
lenkte ein

Zwischen 500 000 und einer Million Menschen unter

ihnen fuhrende Vertreter der katholischen Kirche
und der bürgerlichen und rechten Opposition, haben
in Versailles gegen die von der franzosischen
Regierung vorgesehenen Änderungen im Bereich der
privaten Schulen protestiert Es war die grosste und
letzte einer Reihe ahnlicher Veranstaltungen, auf
denen in den letzten Monaten nach Angaben der
Organisatoren insgesamt knapp zwei Millionen Eltern
und Lehrer Front gegen die geplante teilweise
Eingliederung der uberwiegenden katholischen
Privatschulen in das staatliche Erziehungssystem
gemacht hatten
Der mit grossem publizistischem Aufwand vorbereitete

Aufmarsch in Versailles fand zu einem
Zeitpunkt statt, an dem jetzt nach 33monatigen
Verhandlungen erste Anzeichen eines Kompromisses
zwischen den Planen der Regierung und den
Vorstellungen der katholischen Schulvertreter sichtbar
wurden Sozialistenchef Lionel Jospin hat ein
Einlenken seiner stark von Lehrern des öffentlichen
Dienstes geprägten Partei erkennen lassen Ein
einheitliches staatliches Schulsystem war vor vier Jahren

einer der zentralen Punkte im Wahlkampf der
Linken gewesen Auch bei der Demonstration in
Versailles wurde eine gewisse Bereitschaft zur
Beilegung des Streites deutlich
Die Opposition hat den ursprünglich reinen
Elternprotest gegen den Abbau des schulischen Pluralismus

als Angriff auf die Grundfreiheiten politisch
genutzt Gaullisten-Chef Jacques Chirac warf dem
Staat vor, «die Kopfe unserer Kinder in Beschlag
nehmen zu wollen» Von den zwölf Millionen
franzosischen Schulern geht jeder sechste auf eine der
10 000 katholischen Privatschulen mit 120 000 Lehrern

Sie haben oft einen besseren Ruf als die durch
viele Reformen verunsicherten und mit der
Gastarbeiter-Problematik belasteten öffentlichen Schulen
Die privaten Schulen werden uberwiegend durch
den Staat finanziert der die Bezahlung der Lehrer
wie auch die Sachkosten ubernimmt
Die franzosische Regierung ha1 sich nun fur einen
Kompromiss zwischen den privaten und den staatlichen

Schulen entschieden
Das Gesetzesprojekt soll in seiner endgültigen
Form voraussichtlich Mitte April dem Parlament
zugeleitet werden

Aus dem am 16 Marz vorgelegten Gesetzestext
geht hervor, dass die Eltern auch in Zukunft die
Wahl zwischen einer privaten Schule und einer
öffentlichen Schule haben werden Ausserdem soll
am Status der Privatschulen nichts geändert werden

Fur die Privatschulen sollen bei der Vergabe
von staatlichen Mitteln in Zukunft die gleichen Kriterien

wie fur die öffentlichen Schulen gelten

Verbleib der Kreuze
in den öffentlichen Gebäuden Polens?

Mit einer scharfen Warnung an die polnischen
Behörden hat der polnische Bischofsrat auf die Ankündigung

von Regierungschef Jerzy Urban reagiert,
dass die polnische Regierung die Kreuze aus allen
öffentlichen Gebäuden entfernen und die Laisierung
der Schulen durchsetzen will
In der Erklärung unterstreichen die polnischen
Bischöfe, die sich in Warschau versammelt hatten,
dass die Kirche niemals zu einem Kompromiss über
das «Problem der Kreuze» bereit sein werde und
fordern die Respektierung der Rechte der Katholiken

und die Ruckkehr der Kreuze in die öffentlichen
Gebäude Ausserdem richtete der Bischofsrat eine
Solidaritatsbotschaft an die Jugendlichen in Garwo-
lin und Mietno, die wegen des Entfernens der Kreuze

aus ihren Schulen protestieren Bisher hatte
lediglich Weihbischof Franciszek Musiel von Czesto-
chowa Tschenstochau seine Unterstützung furdie-
se Protestaktion zum Ausdruck gebracht, wahrend
der Sekretär der polnischen Bischofskonferenz, Ti-
tularerzbischof Bronislaw Dabrowski, und der fur
Garwolin zustandige Bischof von Siedice. Jan Ma-
zur zugunsten der Jugendlichen bei den regionalen
Behörden intervenierten
Unterdessen ist Pfarrer Stanislaw Bienko von
Garwolin von der Polizei verhört worden weil er das
Lauten aller Kirchenglocken wahrend der Protestaktion

der Schuler und Studenten veranlasst hatte
Zu den vom polnischen Bischofsrat behandelten
Themen soll auch die Versetzung des Kaplans von
Ursus, Miecyslaw Nowak, durch den Primas gehört
haben Dem Vernehmen nach soll Kardinal Glemp
jedoch nicht bereit sein, seine Entscheidung
zurückzunehmen wie es neun hung erstreikende Personen
in der Kirche von Ursus forderten
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